[image: image1.png]@ngc WIESBADEN

LANDESHAUPTSTADT



Einwohner- und Integrationsamt

Jeanine Rudolph




Praktiker-Erfahrungsaustausch zum Zuwanderungsgesetz

6. Thema Integration und Gesellschaft, Berlin 31.03.06

1. Vorbemerkung
Letzte Woche erreichte mich ein Anruf einer Sprachkursleiterin mit dem Inhalt: eine Teilnehmerin hat sich so sehr über die Verpflichtung gefreut, jahrelang wollte sie Deutsch lernen und durfte es nicht. 

Dieses eine Beispiel belegt sehr anschaulich, dass mit der Verknüpfung des Zuwanderungs-gesetzes mit Vorschriften zur Integrationsförderung und hier insbesondere mit den Möglichkeiten der Verpflichtung zu Integrationskursen ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung gelungen ist.

Dass die Sprache ein wesentlicher Schlüssel für eine gelingende Integration ist, ist unstrittig und daher sind die Regelungen zur Integrationsförderung im Zuwanderungsgesetz aus unserer Sicht prinzipiell zu befürworten.
Wir haben in Wiesbaden bereits 2001 mit der Einrichtung eines Einwohner- und Integrationsamtes eine besondere Organisationsform etabliert, mit der einerseits der  kommunalpolitische Schwerpunkt der Integrationsförderung umgesetzt wurde und andererseits war die Konzeption dieses Amtes von Beginn an auch eine Konzeption zur kommunalen Umsetzung des zu erwartenden Zuwanderungsgesetzes.

Ich möchte daher im Folgenden die Konstruktion dieses Amtes kurz darstellen und vor allem erläutern, wie wir die Umsetzung der Integrationskursverordnung in Wiesbaden organisiert haben. 

Auch wenn sich diese Lösung bisher aus unserer Sicht sehr bewährt hat, möchte ich dann im Umkehrschluss aufzeigen, wo wir Mängel im Zuwanderungsgesetz sehen, die wir mit unserem Weg ein Stück kompensiert haben.
2. Einwohner- und Integrationsamt in Wiesbaden

2.1 Organisationsstruktur
Unter dem Dach des Einwohner- und Integrationsamtes sind neben anderen, die Abteilungen Ausländerbehörde, Abteilung Einwohnerwesen und eine neu geschaffene Integrationsabteilung unter einem Dach zusammengeführt. Die Integrationsabteilung bein-haltet auch die Geschäftsstelle des Ausländerbeirates. Die Abteilungsleiterin der Integrationsabteilung nimmt in Personalunion auch die Geschaftsführung des Ausländer-beirates wahr.
Eine weitere Besonderheit sind die Migrationserstberatungsdienste der Freien Träger Caritasverband, Arbeiterwohlfahrt und der Jugendmigrationsdienst des IB im Hause. 
Fazit: Alle wesentlichen Akteure für integrationsrelevante Aufgaben befinden sich an einem Ort, unter einem Dach und arbeiten organisatorisch und konzeptionell eng miteinander. Dahinter steht das Konzept der one-stop-agency.
2.2 Steuerungsfunktion der Integrationsabteilung

Eine der Aufgaben der Integrationsabteilung ist:
· die allgemeine Beratung zu Sprach- und Integrationskursen und Unterstützung bei der Antragstellung für Zulassungen von Bestandsausländern
· die zentrale Durchführung von Sprachstandstests und die anschließende Beratung und Vermittlung in adäquate Integrationskurse

· die Weitervermittlung der Teilnehmer/innen an die Migrationserstberatung (MEB)
· die Geschäftsführung des Netzwerks aller Sprachkursträger Wiesbadens. 

Dies ist eine der zentralen Aufgaben, die für die Sicherstellung eines adäquaten Kursangebotes sehr wichtig ist. In diesem Netzwerk sind neben allen Sprachkursträgern, die ABH, die Regionalkoordination des BAMF sowie Vertreter der Komm/AV vertreten. In dieser Runde wird das Angebot gemeinsam geplant und koordiniert. 

Die Kommune übernimmt hier die Bereitstellung von für die Träger wichtigen Informationen wie z.B. die aktuellen Zahlen über Verpflichtungen und Berechtigungen. Wir führen ein aktuelles Informationssystem über alle Kursangebote in Wiesbaden, das auch allen Trägern zur Verfügung gestellt wird. Schnittstellenprobleme werden dort besprochen und optimiert. Die Kommune übernimmt die Öffentlichkeitsarbeit.
Fazit: Die organisatorische und räumliche Zusammenführung aller Akteure und die zentrale Steuerung durch die neutrale Instanz der Kommune hat sich sehr bewährt und wird auch von der Seite der Träger anerkannt und geschätzt.
3. Schlussfolgerungen

· Integrationsförderung lässt sich nicht rein ordnungsrechtlich umsetzen. Die Ausländerbehörden mit ihrem ordnungsrechtlichen Aufgabenspektrum sind mit den ihnen zugewiesenen Aufgaben der Integrationsförderung sowohl hinsichtlich der personellen Ausstattung als auch hinsichtlich der Qualifikation der Mitarbeiter/innen überfordert.

· Die Verpflichtung zu einem Sprachkurs ist, wie schon eingangs erwähnt, sehr zu begrüßen, doch sehen wir hier folgende Probleme:

· Die Kontrolle über die wirkliche Teilnahme an einen Integrationskurs von Verpflichteten ist aufgrund der aufenthaltsrechtlichen Bedingungen für die ABH nicht in allen Fällen zu leisten.

· Eine Verpflichtung zu einem Sprachkurs setzt auch ein adäquates Angebot voraus. Um dieses Angebot sicherzustellen, ist ein hohes Maß an Vernetzung und Steuerung und Beratung notwendig.
· Die Umsetzung der Integrationsförderung, so wie sie im Zuwanderungsgesetz angelegt ist, erfordert ein komplexes Zusammenspiel vieler Akteure. Dies muss organisiert sein und ist aus unserer Sicht nur mit neuen Organisationsformen, die die Grenzen der Ordnungsverwaltung überschreiten, zu lösen.

· Die Zulassungskriterien für Sprachkursträger stehen Steuerungs- und Vernetzungs-bemühungen oft entgegen.

· Ein Zielgruppenorientiertes Sprachkursangebot ist notwendig. Will man gezielt Frauen erreichen, ist eine Kinderbetreuung notwendig. SGB II Empfänger haben oft langjährige unsystematisch erworbene Sprachkenntnisse. Für diese Zielgruppe sind die Standardintegrationskurse oft nicht sinnvoll.
· Der Konkurrenzdruck unter den Trägern ist groß. Die Finanzierung der Kurse und der hohe bürokratische Aufwand geht zu Lasten der Qualität der Kurse. 
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